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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Ausschuss für regionale Entwicklung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass es laut Eurostat 2014 61 europäische Regionen in acht EU-

Mitgliedstaaten mit Arbeitslosenquoten zwischen 14 % und 34,8 % und 63 Regionen in 

sieben Mitgliedstaaten mit Arbeitslosenquoten zwischen 2,5 % und 4,9 % gab, sowie in 

der Erwägung, dass in sieben Ländern die Arbeitslosigkeit bei über 30 % liegt; 

1. betont das Potenzial der Kohäsionspolitik, die Beschäftigungschancen zu verbessern, ein 

nachhaltiges und integratives Wachstum zu fördern und zur Armutsbekämpfung und 

sozialen Eingliederung beizutragen; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, wie 

wichtig integrierte Finanzierungen sind, insbesondere die Kombination von ESF- und 

EFRE-Mitteln; 

2. hält es für geboten, solche Sektoren – wie zum Beispiel die grüne Wirtschaft und die 

Sozialwirtschaft – zu fördern, die einen Mehrwert bei der nachhaltigen und inklusiven 

Beschäftigung in diesem Bereich schaffen können; 

3. unterstreicht, dass die CLLD- und ITI-Initiativen nur dann erfolgreich sein werden, wenn 

es ihnen gelingt, den sozialen und beschäftigungsbezogenen Herausforderungen, mit 

denen die betroffenen Regionen und Gemeinschaften konfrontiert sind, hinreichend 

gerecht zu werden; 

4. verweist auf das Potenzial des „Bottom-up“-Ansatzes von CLLD, lokale 

Entwicklungsstrategien zu unterstützen, Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen und 

eine nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums zu fördern; ist der Auffassung, dass 

ITI und CLLD das Potenzial haben, direkt und auf gezieltere und angemessenere Weise 

auf lokale Bedürfnisse und Herausforderungen einzugehen; besteht darauf, dass städtische 

Regionen stärker in diesen Mechanismus einbezogen werden müssen und fordert die 

Kommission auf, diese Strategie aktiv zu verfolgen; weist darauf hin, dass die ITI einen 

effektiven Mechanismus für die Umsetzung der integrierten Pläne für Stadterneuerung 

und Stadtentwicklung darstellen; fordert die Kommission auf, Regelungen zu erlassen, die 

eine umfassende Finanzierung von CLLD und ITI aus den ESIF vorsehen, um Synergien 

zu stärken; 

5. ist besorgt darüber, dass CLLD in einigen Mitgliedstaaten manchmal durch Ankreuzen 

von Kästchen erfolgt und nicht als echter „Bottom-up“-Ansatz verstanden wird; besteht in 

diesem Zusammenhang darauf, dass lokale Akteure über tatsächliche 

Entscheidungsbefugnisse verfügen sollten; 

6. fordert die Kommission auf, Kommunikationskanäle für die Kommunikation mit 

Mitgliedstaaten und örtlichen Akteuren zu schaffen, um eine echte und bedeutende 

Beteiligung von lokalen Akteuren am Verfahren und eine Zusammenarbeit auf allen 

Ebenen zu gewährleisten; weist darauf hin, dass CLLD und ITI nur erfolgreich sein 

werden, wenn sich alle beteiligten Interessenträger, einschließlich der Zivilgesellschaft, 

engagieren und Verantwortung übernehmen; ist der Ansicht, dass vor allem dort, wo 
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CLLD und ITI kaum zum Einsatz kommen, durch Einbindung der Partner auch der in der 

Kohäsionspolitik verfolgte integrierte und gebietsbezogene Ansatz gestärkt werden kann; 

fordert die Kommission auf, eine innerhalb ihrer Struktur bestehende Einrichtung mit der 

Koordinierung von CLLD und ITI zu beauftragen, damit eine bessere Kommunikation 

und Umsetzung sichergestellt werden kann; 

7. vertritt die Auffassung, dass die Kommission die Mitgliedstaaten dazu anhalten sollte, 

diese Instrumente für Projekte einzusetzen, die darauf abzielen, hochwertige Arbeitsplätze 

zu schaffen und soziale Investitionen zu tätigen, und zwar insbesondere in den besonders 

bedürftigen Regionen und Subregionen; fordert die Kommission daher auf, im Einklang 

mit dem Paket zu Sozialinvestitionen einen speziellen Investitionsplan zu entwickeln, 

damit die Regionen und Subregionen mit der höchsten Arbeitslosigkeit den besten Nutzen 

daraus ziehen können; 

8. ist sich dessen bewusst, dass CLLD und ITI insbesondere in weniger entwickelten 

Regionen vonnöten sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den lokalen 

Gebietskörperschaften Unterstützung und Hilfe beim Kapazitätsaufbau hinsichtlich der 

Konzeption und Umsetzung solcher Initiativen zu gewähren, und fordert sie zudem auf, 

Regionen mit schweren und dauerhaften natürlichen oder demografischen Nachteilen 

besonderes Augenmerk zu schenken, den territorialen Zusammenhalt zu verbessern und 

die lokale Wirtschaft zu fördern, damit es der Bevölkerung letztendlich ermöglicht wird, 

in diesen Regionen zu bleiben; 

9 bedauert das Fehlen einer besser erkennbaren Marke für CLLD und ITI und die 

möglicherweise fehlenden Erfahrungen lokaler Interessenträger mit diesen Instrumenten; 

fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, beide Instrumente für die Nutzer so 

sichtbar und verständlich wie möglich zu machen, dabei aber auch jeglichen unnötigen 

zusätzlichen Verwaltungsaufwand zu vermeiden und weitere Anstrengungen zu 

unternehmen, um die Vorschriften und Verfahren zu vereinfachen; hebt hervor, dass mehr 

Leistung und Mehrwert sowie mehr Synergien erreicht werden könnten, wenn im Rahmen 

der CLLD- und ITI-Instrumente nicht nur auf den EFRE zurückgegriffen werden könnte, 

wie es in den jeweiligen Verordnungen vorgesehen ist; ist der Ansicht, dass in diesem 

Zusammenhang Maßnahmen ergriffen werden sollten, um detaillierte Informationen über 

spezielle Finanzmittel zu verbreiten und die Informationsstellen auszubauen, damit allen, 

die in den Genuss dieser Mittel kommen möchten, eine angemessene technische 

Unterstützung geboten werden kann; unterstreicht außerdem die große Bedeutung einer 

sorgfältigen und kontinuierlichen Überwachung der Ressourcen; 

10. ersucht die Kommission, Informationsseminare auszurichten und vorab in geeigneter 

Weise bekanntzumachen, damit möglichst viele Menschen Kenntnis von diesen 

Möglichkeiten erlangen; hofft außerdem, dass geeignete Informationsinstrumente wie zum 

Beispiel regelmäßig aktualisierte Verteilerlisten und Smartphone-Apps geschaffen 

werden; 

11. erinnert daran, dass die ESF-Verordnung im Rahmen des thematischen Ziels 9 einen 

spezifischen Investitionsvorrang für „von der örtlichen Bevölkerung betriebene 

Maßnahmen zur lokalen Entwicklung“ vorsieht, und fordert die Mitgliedstaaten auf, 

diesen Vorrang in ihren operativen Programmen zu verankern; unterstreicht, dass aus dem 

Fonds entscheidende Unterstützung für territoriale Beschäftigungspakte, städtische 
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Entwicklungsstrategien und den Aufbau institutioneller Kapazitäten auf lokaler und 

regionaler Ebene gewährt werden kann; fordert die Kommission auf, den Mitgliedstaaten 

bei der Verwirklichung dieser spezifischen Investitionsprioritäten zusätzliche 

Unterstützung zu leisten und in ihren jährlichen Tätigkeitsberichten über den Umfang der 

Umsetzung zu informieren; fordert die Kommission auf, die Halbzeitbewertung des 

mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) zu nutzen, um die Schwierigkeiten, die bereits im 

Rahmen der Anwendung der Instrumente festgestellt wurden, in Angriff zu nehmen und 

tragfähige Lösungen zu finden; 

12. fordert die Kommission auf, bei der Überarbeitung der Europa-2020-Strategie und des 

MFR die regionalen und lokalen Gegebenheiten und die spezifische Situation der 

betreffenden Gebiete stärker zu berücksichtigen, damit deutliche Fortschritte bei der 

Verwirklichung der Ziele der Europa-2020-Strategie erzielt werden können; 
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